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Aktenzeichen: 5 AZR 227/89 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat

I. Arbeitsgericht 
Münster

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Für die Amtliche Sammlung: 
Für* die Fachpresse? 
für das Bundesarchiv:

Urteil vom 21. März 1990
- 5 AZR 227/89 -
Urteil vom 8. Mai 198?
- 1 Ca 128/8? -
Urteil vom 30. November 1988
- 14 Sa 1276/87 -

Nein
Nein
Nein

l s o he i dun gsst i eh wort:
Nettolohn - Lohnsteuerjahresausgleich - Äuslandsarbeit 

EGBGB Art. 220 Abs. 1; ZPO § 23? ArbGG § 73 Abs. 2; AO § 46

Leitsätze:

K e i n e

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5 AZR 227/89
14 Sa 1276/87 Hamm.

Verkündet am 
21. März 1990
Globes»
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

In Sachen

PP-
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hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 21. März 1990 durch den Vorsit­
zenden Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und 
Dr. Olderog sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Frey und 
Buschmann für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 30. November 
1988 - 14 Sa 1276/8? - aufgehoben.

2. Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten
der Revision, an das Landesarbeitsgericht zurück­
verwiesen.

V o n  R e c h t s  w a g e n  !

T a t  b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob der Kläger oder die Be­
klagte Anspruch auf einen im Lohnsteuer iahresausgle ich erstatte­
ten Betrag von 1.896,—  DM hat, den das Finanzamt beim Amtsge­
richt hinterlegt hat.

Der Kläger ist polnischer Staatsangehüriger und wurde im 
Jahre 1982 zur Leistung von Arbeiten im Bergbau in die Bundesre­
publik entsandt. Nach Ablauf des letzten befristeten Arbeitsver- 
trages ist er nicht wieder in seine Heimat zurückgekehrt.
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Die Beklagte ist ein polnisches staatliches Unternehmen mit 
Sitz in K und unterhält verschiedene Baustellen in der
Bundesrepublik Deutschland.

Der Kläger hat einen Teil seines Lohnes in der Bundesrepu­
blik Deutschland in Deutscher Hark erhalten; der Rest ist in sei­
nem Heimatland in polnischer Währung ausbezahlt worden. Sein Ge­
samtlohn ist in der Bundesrepublik Deutschland in der Weise ver­
steuert worden, daß der in Deutscher Hark ausbezahlte Anteil und 
der zum amtlichen Kurs in polnischer Währung umgerechnete Restbe­
trag sowie die Sachbezüge zusammengerechnet und insgesamt der 
deutschen Lohnsteuer unterworfen worden sind. Die hierauf anfal­
lenden Steuern und Sozialabgaben hat die Beklagte allein getra­
gen. Dazu verweist sie auf den Beschluß Nr. 280/81 des Minister­
rats der Volksrepublik Polen vom 31. Dezember 1981. In dessen 
§ 11 ist in einer von der Beklagten vorgelegten nichtamtlinhen 
Übersetzung folgendes bestimmt:

M1. Die Valutalöhne sowie die Zlotylöhne, die aufgrund
des Beschlusses ausgezahlt werden, sind frei von 
der Lohnsteuer,

2. Die Zlotylöhne werden von der Lohnsteuer und dem 
Sozialversicherungsbeitrag belastet in der Orga- 
nisationseinheit, welche diese Löhne auszahlt, 
nach den in Polen geltenden Vorschriften.

3. Die Steuern aus dem Arbeitseinkommen sowie Aufent­
haltsgebühren, die von den Behörden des Einsatz­
landes der Arbeitskraft im Ausland auferlegt wer­
den, werden durch denjenigen Betrieb entrichtet, 
welcher die Arbeitskraft zum Einsatz ins Ausland 
geschickt hat, weiterhin als "delegierende Einheit"
genannt, es sei denn, daß sie vom Auslandspartner 
entrichtet werden.
n
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Der Kläger hat für das Jahr 1983 einen Lohnsteuerjahresaus- 
gleich beantragt. Das Finanzamt hat daraufhin einen Erstattungs­
betrag von I.896,'-- DM berechnet und beim Amtsgericht hinterlegt, 
weil sowohl der Kläger als auch die Beklagte Anspruch darauf er­
heben .

Der Kläger hat dazu geltend gemacht, der Lohnsteuererstat­
tungsanspruch beurteile sich ausschließlich nach deutschem Recht. 
Das gelte auch im Verhältnis zur Beklagten. Der Erstattungsan- 
spruch beruhe auf seinen persönlichen Belastungen, die durch einer 
doppelte Haushaltsführung und Unterhaltspflichten für seine Fami­
lie entstanden seien. Die daraus folgender] Lohnsteuervergünsti­
gungen richteten sich nur nach seinen persönlichen Verhältnissen 
und sollten ihn entlasten und nicht die Beklagte. Die Beklagte 
habe auch deswegen keinen Anspruch auf den vom Finanzamt erstat­
teten Betrag, weil sie nicht Arbeitgeberin des Klägers gewesen 
sei. Der Kläger habe nicht mit der Beklagten, sondern mit einer 
Firma "P K h einen Arbeitsvertrag
abgeschlossen.

Der Kläger hat beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, die Zustimmung 
zur Herausgabe des in der Hinterlegungssache
1 HL 30/85 vor dem Amtsgericht Beckum hinter­
legten Betrages zu erteilen;

2. hilfsweise festzustellen, daß die Beklagte 
keinen Anspruch auf Auszahlung des in der 
Hinterlegungssache 1 HL 80/85 vor dem Amts­
gericht Beckum hinterlegten Betrages hat.
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Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und hat mit der 
Widerklage begehrt,

den Kläger zu verurteilen, der Auszahlung des 
beim Amtsgericht Beckum unter 1 HL 30/85 vom 
Finanzamt Beckum hinterlegten Lohnsteuererstat­
tungsbetrages von 1.896,-- DH nebst Hinterle­
gungszinsen an die Beklagte zuzustimmen.

Der Kläger hat Abweisung der Widerklage beantragt.

Die Beklagte hat dazu geltend gemacht, das Arbeitsverhälthis 
zwischen den Parteien richte sich nach polnischem Recht. Im Ar­
beitsvertrag sei auf die Regelungen des polnischen Arbeitsrechts
Bezug genommen. Insbesondere sei in § 16 des Arbeitsvertrages 
ausdrücklich die Anwendung des Ministerratsbeschlusses Nr. 280/81 
vom 3'1. Dezember 1981 vereinbart worden. Danach könne der Kläger 
unabhängig von seinen persönlichen Belastungen und ohne Rücksicht 
auf seinen Familienstand nur einen Nettolohn beanspruchen, und 
der Beklagten stehe die von ihr zuviel entrichtete Lohnsteuer zu. 
Außerdem habe der Kläger der Beklagten seinen Erstattungsanspruch 
gegen das Finanzamt formgerecht abgetreten.

Der Kläger hat demgegenüber bestritten, daß er diesen An­
spruch an die Beklagte rechtswirksam abgetreten habes Er habe ei­
ne solche Abtretungserklärung nicht unterzeichnet. Außerdem wäre 
eine solche Erklärung nach § }\6 A0 formunwirksam.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben und die Wider­
klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung zu­
rückgewiesen. Die Beklagte verfolgt mit der Revision ihre Anträge 
zu Klage und Widerklage weiter.
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E n t s c h e i d u n g s g  r ü n d e ;

Die Revision ist begründet und muß zur Aufhebung des ange­
fochtenen Urteils sowie zur Zurückverweisung des Rechtsstreits 
zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Landesar­
beitsgericht führen, weil es an hinreichenden tatsächlichen Fest­
stellungen dazu fehlt, welche arbeitsvertraglichen Regelungen 
hinsichtlich der steuerrechtlichen Behandlung des Arbeitslohns im 
Innenverhältnis zwischen den Parteien bestanden haben.

I. Das Berufungsgericht hat die internationale Zuständigkeit 
der deutschen Arbeitsgerichte zu Recht bejaht.

1. Die internationale Zuständigkeit behandelt die Frage, ob ein 
deutsches oder ein ausländisches Gericht für die Entscheidung des 
Rechtsstreits zuständig ist. Sie ist von der örtlichen Zuständig­
keit zu unterscheiden. Da es um die Ausübung staatlicher Hoheits­
rechte und die Belange der Gerichtsbarkeit geht, muß die interna­
tionale Zuständigkeit von Amts wegen beachtet werden. Das gilt 
auch für die Revisionsinstanz (vgl. u.a. BAGE 27, 99 = AP Nr. 12 
zu Internat. Privatrecht Arbeitsrecht; SAGE 24, 411, 416 ff. = AP 
Nr. 159 zu § 242 BGB Ruhegehalt, zu A I der Gründe; BAG Urteil 
vom 25. Februar 1985 - 3 AZR 1/83 - AP Nr. 23 Internat. Privat­
recht Arbeitsrecht, zu 1 1 der Gründe),

2. Ob die internationale Zuständigkeit eines deutschen Gerichts
gegeben ist, richtet sich mangels besonderer Regeln im Recht der 
Bundesrepublik Deutschland im wesentlichen nach den Vorschriften 
über die örtliche Zuständigkeit. Ist ein deutsches Gericht nach
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§ 12 ff„ ZP0 örtlieh zuständig, so ist es im Rege.1 fall auch in­
ternational im Verhältnis zu einem ausländischem Gericht zustän­
dig (BAG Urteil vom 26, Februar 1985, aaO, zu I 2 der Gründe, 
m.w.N.). Zwar fehlt es an einem Gerichtsstand der Niederlassung 
gemäß § 21 ZPO, denn die Beklagte unterhält nur nicht rechtsfähi­
ge Betriebsstätten in der Bundesrepublik Deutschland. Hier ist 

U r 0. r i -.hl mm.snd 'U-s t . emurens tft-näß § 23 ZPO gegeben,

II, Im Streitfall ist von der sachlichen Zuständigkeit der Ge­
richte für Arbeitssachen auszugehen. Nach § 73 Abs. 2 ArbGG ist 
in der Revisionsinstanz die sachliche Zuständigkeit aer Arbeits­
gerichte nur von Amts wegen zu prüfen, wenn es um den Rechtsweg 
zu den Verwaltungs-, Sozial- oder Finanzgerichten geht. Die Zu- 
st.ino i gke 11 i-'ic-es Ve< we. it utvs- oJcr Finanzberichts scheidet aus, 
’weil die Parteien im Rahmen eines inzwischen beendeten Arbeits­
verhältnisses nur darüber streiten, wem der vorn Finanzamt hinter­
legte Erstattungsbetrag zusteht. Die Klage richtet sich auf Abga­
se einer Frei gabeerkl cirung (BGHZ ;<5, 165 , 1 ? 0 ). Der Anspruch auf
Einwilligung in die Auszahlung beurteilt sich nach § 812 BGB, da
der nichtberechtigte Betei1igte gegebenenfa 1la seine Rechtsste1- 
lung ohne Rechtsgrund auf Kostern des wirklichen Gläubigers er­
langt hat (BGH, aaO). Das ist ein bürgerlich-rechtlicher Anspruch 
im Innenverhältnis zwischen den Parteien, wenn auch der Erstat­
tungsanspruch selbst auf deutschem Steuerrecht beruht.

III. Das Berufungsgericht hat einen Anspruch des Klägers auf den
- G-- fih az ad 1 m  uter it-p pc i; ne trag einmal dairü t negr ündet, da, o io 

von der Beklagten behauptete Autrelung nn;. irksat.. sei, denn sie
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sei geschäftsmäßig erfolgt und dem Finanzamt nicht in der richti­
gen Form angezeigt worden {§ HS Abs, 2 AO).

Außerdem fehle es an einem vertraglichen Anspruch der Be­
klagten auf den vom Finanzamt hinterlegten Erstattungsbetrag. Da­
bei könne zugunsten der Beklagten unterstellt werden, daß sich 
die Reentsbeziehungen zwischen den Parteien auf einem Arbeitsver­
trag nach polnischem Recht gründeten. Obwohl der vorgelegte Ar­
beitsvertrag eine andere Arbeitgeberin nenne, solle zugunsten der 
Beklagten davon ausgegangen werden, daß sie Arbeitgeberin des 
Klägers gewesen sei. Jedoch könne weder dem Arbeitsvertrag noch 
dem polnischem Recht, wie im Ministerratsbaschluß Nr. 280/81 vom 
31. Dezember 1981 geregelt sei, entnommen werden, daß die Be­
klagte aufgrund der NettolohnVereinbarung den hinterlegten Lohn­
steuerjahresausgleich beanspruchen könne. Das polnische Recht 
könne nicht vorschreiben, "wie der deutsche Steuerfiskus die ihm 
verpflichteten (polnischen) Arbeitnehmer behandelt”. Die Steuer­
rückzahlungen beruhten außerdem auf den persönlichen Belastungen 
des Arbeitnehmers und müßten ihm zugute kommen.

IV. Die Revision beanstandet zu Recht die Ausführungen des Beru­
fungsgerichts zur Anwendung des polnischen Arbeitsrechts und der
Geltung des deutschen Steuerrechts.

1 . Zwar richtet sich die von der Beklagten behauptete Abtretung 

des Erstattungsanspruches nach § 46 AO. Es kann aber dahinge­
stellt bleiben, ob der Kläger eine solche Abtretungserklärung un­
terzeichnet hat und ob sie im übrigen den gesetzlichen Anforde- 9
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klagte die Arbeitgeberin des Klägers war. Es kann aber* nicht da**
1. i nger,i-s 111 o.1 eiten, ob die Bek 1 a gte Vertra gsp3 r t ner 1 n des K1.ä- 
gers war und ob sie den von ihr vor gelegten Anbeitsvertrag mit 
Ihm abgeschlossen hat oder nicht. Das muß auch zur abschließendem 
Prüfung der Anwendung po ln i sehen Ar be its rechts in der Vorinst nr.z 
aofgekl ärt werden. G« geben er, fal J s ist’, weiter zu prüfen, ob sich 
da " a ui di e F o r d e r* u n p: d e r B e k .1 agten a u f d e t s L o h n s t e u e r • j ahr e s a u s - 
r? •? j ob derlei ten läßt und in welchem Umfang die Beklagte mit 
Rücksicht auf besondere persönliche Belastungen des Klägers dar­
auf Ansprucn erheben kann.

Da es insoweit sein on an hi nr ei eben den tatvsHcm i i chen Fest­
stellungen des Berufungsgerients zur Ermittlung der* Rechtsgrund­
lagen fehlt, muß vk r Hecht .-»sbre i t ntr an der we Lten Verhandlung und 
i* rfmehei oung an die Vorinstanz zurückverwiesen werden.

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. 0lderos
I)r. Frey 8uschmarm
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